
liehen Interesse tätig wird. Sein Interesse ist, sobald 
er seine Aufgabe erkennt, das Interesse aller34).

Im einzelnen kann die Verfügungsmacht des Be­
triebsleiters je nach den sachlichen Erfordernissen be­
schränkt oder erweitert werden. Es kann ihm z. B. die 
prozessuale Geltendmachung eines Rechts aus einem 
Patent entzogen werden und der Vereinigung über­
tragen werden. Dagegen ergibt sich aus der geschilder­
ten Lage, daß er aktiv und passiv legitimiert sein muß, 
um die Rechte, die zum Sondergut gehören, geltend zu 
machen, und um die Befriedigung der Verbindlich­
keiten, die aus diesem zu decken sind, sicherzustellen. 
Er ist deshalb im Rahmen seiner Verfügungsmacht zu 
Kündigungen und Mahnungen berechtigt. Es wäre sinn­
widrig, ihm die Durchsetzung von Rechten, insbeson­
dere von Schadensersatzansprüchen, nicht zu gestatten. 
Er trägt die volle Verantwortung für die wirtschaftliche 
und finanzielle Tätigkeit des Betriebes. Deswegen 
müssen gegen ihn auch Forderungen aus unerlaubten 
Handlungen in seiner Eigenschaft als Verwalter des 
Sondergutes, z. B. als Halter eines Kraftwagens, und 
aus Rechtsgeschäft — z. B. Ansprüche aus Unmöglich­
keit, Schuldnerverzug, positiver Forderungsverletzung, 
Gewährleistung — geltend gemacht werden können. 
Die rechtliche Konstruktion, daß der Betrieb nicht 
juristische Person ist, steht dem nicht entgegen. Er 
prozessiert in Prozeßstandschaft. „Denn Prozeßführung 
in Vermögensstreitigkeiten ist nichts anderes als ein 
Akt der Vermögensverwaltung35). Da es sich hierbei 
nicht um die Wahrung fremder privater Interessen 
handelt, das Verfügungsrecht des Betriebsleiters viel­
mehr lediglich darin begründet ist, daß das Volk in 
seiner Gesamtheit diese Befugnisse nicht ausüben kann, 
sie vielmehr für die einzelnen Teile des Volkseigen­
tums einzelnen konkreten Menschen übertragen muß, 
stehen sich Eigentum des Volkes und Verfügungsmacht 
des Betriebsleiters — dasselbe gilt für den Direktor der 
Vereinigung — nicht als gegensätzliche Interessen 
gegenüber. Die Verfügungsmacht ist dem Betriebsleiter 
vielmehr nur zur Realisierung des gemeinsamen Inter­
esses übertragen, das in den konkreten Weisungen hin­
sichtlich der Handhabung der Verfügungsmacht seinen 
Ausdruck findet. In diesen Weisungen konkretisiert sich 
nicht nur das Eigentum, sondern auch die Souveränität 
des Volkes, dessen mitbestimmender Angehöriger der 
Verfügungsberechtigte selbst ist. Prozeßstandschaft ist 
somit im Recht der Wirtschaftsplanung das Recht, im 
eigenen Namen über einen Teil der gemeinsamen 
Rechte zu prozessieren. Auch der Direktor der Ver­
einigung kann nur in Prozeßstandschaft prozessieren.

Volkseigentum und Verfügungsmacht des Betriebs­
leiters sind also nicht eine Einheit sich einander aus- 
schließender, unversöhnlicher, antagonistischer Gegen­
sätze, sondern eine Einheit sich gegenseitig bedingen­
der nicht-antagonistischer, polarer Gegensätze, die von 
einander unterschieden sind und doch das eine ohne 
das andere nicht existieren können — ebenso wie „das“ 
Denken nur in der Gesamtheit der Denkprozesse in 
den Köpfen der einzelnen konkreten Menschen real 
ist. Sie gehören zusammen und sind voneinander 
unterschieden wie das Ganze und der Teil36).

Mit den beschriebenen Befugnissen, im eigenen 
Namen für das Sondergut Verpflichtungen einzugehen, 
Verfügungen — im bürgerlich-rechtlichen Sinne — 
vorzunehmen und Rechte zu erwerben, erschöpft sich 
die Verfügungsmacht des Betriebsleiters nicht. Er hat 
außerdem das Anweisungsrecht an die im Betrieb ver­
einigten Werktätigen und alle Befugnisse, die erforder­
lich sind, um die dem Betrieb zugehörigen Produk­
tionsmittel zu v e r w e n d e n .  Er hat nicht nur das 
Recht, Verfügungsakte hinsichtlich der Produkte und 
Erwerbsakte hinsichtlich der Produktionsmittel vorzu­
nehmen, volkseigenes Geld in das individuelle Eigen-

34) Hier kommt -wiederum der ganz neue Inhalt des Begriffes 
der Persönlichkeit zum Ausdruck, der sich im Bewußtsein der 
Menschen auf der Grundlage des neuen Eigentumsrechts, des 
Volkseigentums, auswirken wird und muß. In der auf dem 
kapitalistischen Privateigentum beruhenden Gesellschaftsform 
ist das Kennzeichen der Persönlichkeit die persönliche Beson­
derheit, die individuelle Schrulle. Da aller Bewußtseinsinhalt 
nur die Widerspiegelung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
ist, wird in einer Gesellschaftsform, die das Volkseigentum zur 
Grundlage hat, derjenige besondere Achtung erlangen, der am 
klarsten die gesellschaftlichen Zusammenhänge erkennt und 
dessen Handeln am stärksten die gemeinsamen Belange fördert, 

ss) De Boor, Rechtsstreit, Berlin 1940, S. 99. 
sö) Vgl. Wenediktow, a. a. O., S. 35.

tum der Werktätigen zu übertragen und an andere 
Empfangsberechtigte auszuzahlen, also über die ihm 
anvertrauten Gegenstände als Tauschwerte zu ver­
fügen, sondern auch die Befugnis, den Gebrauchswert 
der ihm zugewiesenen Produktionsmittel zu nutzen, 
die Befugnis, die Gebrauchsvorteile und die Früchte 
zu ziehen. Seine Verfügungsmacht umfaßt auch das 
Recht, die Gegenstände im Betrieb bei der Durch­
führung des Arbeitsprozesses zu verwenden. Er hat 
ferner die Pflicht und die Befugnis, die Besitzrechte 
und Besitzansprüche gegen Dritte geltend zu machen. 
Er ist mittelbarer Besitzer der Produktionsmittel, weil 
er das Recht hat, hinsichtlich der Verwendung der Ge­
genstände Anweisungen an die im Betrieb vereinigten 
Werktätigen zu geben.

Die Gesamtheit aller dieser Befugnisse, die im bür­
gerlichen Recht nur der „Eigentümer“ hat, ist Ver­
fügungsmacht des Betriebsleiters. Er hat diese Be­
fugnisse, obwohl er nicht Eigentümer ist, weder zu 
einem quantitativen Teil noch qualitativ zu einem 
Teil. Das Eigentumsrecht hat als gesellschaftliche An­
eignung allein das Volk. Aus diesem Eigentumsrecht 
sind nicht einzelne Befugnisse herausgespalten und 
ihm übertragen, denn diese Befugnisse sind dem Volk 
als Souverän und Eigentümer gegenüber unselbständig. 
Durch seine Repräsentationsorgane, konkret durch den 
von diesen beschlossenen Plan, weist es die Ver­
fügungsberechtigten in der Handhabung ihrer Ver­
fügungsmacht an. Deswegen würde man mit dem Be­
griff der Herausspaltung von Befugnissen die Wirklich­
keit nicht sachgetreu erfassen. Das Anweisungsrecht 
der Organe des Volkes würde durch eine solche be­
griffliche Darstellung aus dem Blickfeld eliminiert. 
Dies ist jedoch eine wesentliche Seite auch des Volks­
eigentums — nicht nur der Volkssouveränität. Diese 
erhält erst durch jenes seine reale Basis, weil, wie 
schon gesagt wurde, das Eigentumsrecht die reale 
politische Verfassung einer organisierten Gesellschaft 
ist. Denn aus dem Eigentumsrecht ergibt sich die wirt­
schaftliche Macht, die die Grundlage der politischen 
Macht ist.

Bemerkt sei noch, daß die sowjetische Rechtswissen­
schaft die Verfügungsmacht in dem hier beschriebenen 
Umfange die relativ selbständige Wirtschaftsführungs­
befugnis37) und die Tätigkeit des Verwalters eines 
solchen Sonderguts operative Verwaltung nennt, die 
das Planen im Betrieb, die Überwachung der Durch­
führung der Planung und die rechtsgeschäftliche Tätig­
keit des Betriebsleiters rimfaßt38).

3. Das Wesen der juristischen Person im Recht der 
Wirtschaftsplanung

Die volkseigenen Betriebe sind in Vereinigungen zu­
sammengefaßt, die juristische Personen in der Rechts­
form der Anstalt des öffentlichen Rechts sind. Der Sinn 
dieser juristischen Personen ist nicht der gleiche wie 
der, den die bürgerliche Rechtswissenschaft mit diesem 
Begriff verbindet. Es ist damit nicht beabsichtigt, einer 
Vermögenseinheit die Rechtsfähigkeit im vermögens­
rechtlichen Verkehr zu geben. Denn alle Rechte und 
Pflichten, die diese Vereinigungen haben, stehen nicht 
ihnen zu, sondern dem Volk. Die Vereinigungen sind 
ebensowenig wie die anderen Zusammenfassungen 
volkseigenen Vermögens, die Anstalten des öffentlichen 
Rechtes sind, Eigentümer der zusammengefaßten 
Rechte und Pflichten. Die Vereinigung hat keine eigenen 
Sachen, d. h. Sachenrechte, keine eigenen Mitglied­
schafts- oder Immaterialgüterrechte, keine eigenen 
Forderungen und keine eigenen Verbindlichkeiten.

Andererseits zeigen die obigen Betrachtungen, daß 
die Vereinigung nicht juristische Person sein muß, um 
eine rechtsgeschäftliche Tätigkeit hinsichtlich des die 
Vereinigung ausmachenden Sandervermögens zu er­
möglichen. Der Direktor der Vereinigung ist der ein­
zige Verfügungsberechtigte und trägt die volle Ver­
antwortung für die ihm anvertrauten Betriebe. Das be­
deutet, daß er zunächst einmal die gleiche Verfügungs­
macht — mit den sich aus ihr ergebenden Befugnissen 
— hat wie der Betriebsleiter. Er ist der berechtigte 
Verwalter des ihm anvertrauten Sonderguts, in das 
erhebliche Vermögenswerte, nämlich die von den volks-

37) Wenediktow, a. a. O., S. 31.
33) Wenedikto.w, a. a. O., S. 25.
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